
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 02.06.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 024/2026/0040 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ausschuss für Bauwesen und 
Liegenschaften Guntersblum 

06.07.2026 1 Öff.    

Gemeinderat Guntersblum 13.08.2026 4.1 Öff.    

 
    

 
Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß 36 BauGB; 
Hier: Hauptstraße; Flur 1, Flurstück 158/12 
Fristende: 17.07.2026 
Teilabbruch Nebengebäude, Umbau Wohnhaus & Neubau Doppelgarage 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Bauausschuss erteilt zur vorliegenden Bauvoranfrage betreffend des Teilabbruchs das Ein-
vernehmen gemäß § 36 BauGB und genehmigt gemäß § 173 BauGB. 

 
2. Der Bauausschuss erteilt gemäß § 36 BauGB das Einvernehmen zur Neugestaltung des  

Bereichs nach dem Abbruch. 
 

3. Der Bauausschuss erteilt gemäß § 31 BauGB die Befreiung von den Festsetzungen der Gestal-
tung- und Erhaltungssatzung für die abweichende Dachform und Dachneigung des vom Anbau 
erhaltenen westlichen Gebäudeteils. 

 
4. Der Bauausschuss erteilt gemäß § 36 BauGB das Einvernehmen zur übrigen Neugestaltung des 

Wohngebäudes. 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
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Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Schaad) 
Haushaltsachbearbeiter 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Nootbaar)  (Crosland) Stellv.     
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter     

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
•  Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB 
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 35 im 
bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung Mainz-Bingen im 
Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht 
identisch sind, die Entscheidung jedoch die Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der 
Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen. 
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, wenn sie 
nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das zuständige Gre-
mium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen 
oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr 
das Einvernehmen im Sinne des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 17.07.2026. 
 
•  Bauantrag 
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist der Teilabbruch des Nebengebäudes, der Umbau des Wohnhauses 
sowie der Neubau einer Doppelgarage. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und zugleich im 
unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben gemäß § 34 BauGB in 
die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, Grundstücksausnutzung) der bau-
lichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- und Erhal-
tungssatzung. 
 
Zu 1. 
Ein Teilbereich des ein-geschossigen Anbaus und das straßenständige Nebengebäude sollen zurück-
gebaut werden. Eine Genehmigung zum Rückbau darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage 
allein oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Orts- oder Landschaftsbild prägt 
oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist (§ 172 
Abs. 3 Satz 1 BauGB). Der aufgeführte Bereich ist nicht als besonders Ortsbild prägend einzustufen. 
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Zu 2. 
Die geplante Neugestaltung des Bereichs nach dem Abbruch fügt sich entsprechend in die Eigenart der 
näheren Umgebung. 
 
Zu 3. 
Der erhaltene westliche Teil des Gebäudes wird aus dem öffentlichen Raum kaum einsehbar sein. Da-
her wäre hier eine Abweichung unbedenklich. 
 
Zu 4. 
Das Vorhaben ändert die Innenraumaufteilung des Gebäudes und greift in Tragstruktur und Fassade 
ein. Durch das Vorhaben entstehen äußere gestalterische Eingriffe. Das Vorhaben entspricht den ge-
stalterischen Festsetzungen der Gestaltungssatzung. Die historische Bausubstanz wird teilweise be-
wahrt und die Gestalt des historischen Ortsbildes wird durch das Vorhaben sichergestellt.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Es werden ausreichend Stellplätze nachgewiesen. 
 
 
 
 
 
  
 
 


